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Kommentar
Igor Steinle
zur Bundes-Notbremse

D ass die Corona-Neuinfektio-
nen runter müssen, daran
herrscht kein Zweifel. Die
Frage ist allerdings, ob die

Bundesregierung dieses Ziel mit dem
von ihr gewählten Weg erreichen
wird. Es gibt viele Juristen, die be-
zweifeln, dass ein bei Ausgangssper-
ren und Schulschließungen mit Zu-
griffsrechten für den Bund versehenes
Infektionsschutzgesetz einer Prüfung
durch die Verfassungsrichter stand-
halten wird.

Werden so gravierende Grund-
rechtseinschnitte wie Ausgangssper-
ren von zentraler Stelle angeordnet,
steigt der Anspruch an ihre Verhält-
nismäßigkeit. Die ist allerdings nur
schwer zu begründen, solange sich
solche Regeln nur an Inzidenzen aus-
richten, also der Anzahl von Neuin-
fektionen je 100 000 Menschen in ei-
nem bestimmten Zeitraum. Denn es
macht einen Unterschied, in welcher

Altersklasse Ansteckungen stattfin-
den, ob das Infektionsgeschehen in
einem Landkreis diffus ist oder auf
einen einzigen Betrieb zurückzufüh-
ren ist. Außerdem ist die Auslastung
der Intensivstationen von Ort zu Ort
unterschiedlich. Einen föderalen Fli-
ckenteppich zu kritisieren, ist deswe-
gen nicht wirklich zielführend.

Die Motivation der Ausgangssper-
ren ist es zudem, Treffen im privaten
Bereich oder gar Partys zu unterbin-
den. Dass die aber in einem so großen
Ausmaß stattfinden, dass jeglicher
Ausgang unterbunden werden muss,
darauf weisen die Mobilitätsdaten der
Mobilfunkfirmen nicht hin. So darf
man die Begründung der Regierung
mit Spannung erwarten, warum die
rund 20 000 täglichen Neuinfektionen
auf abendliche Privattreffen zurück-
zuführen sein sollen und nicht auf die
in der Zeit davor stattfindenden Tref-
fen in Büros und Betrieben.

Schwer zu begründen

Die Ausweisung russischer Diplomaten aus Tschechien
steht im Zusammenhang mit der Explosion eines Muniti-
onslagers nahe dem Dorf Vrbetice am 16. Oktober 2014.
Dabei waren zwei Menschen getötet worden. In dem Lager
hatten sich 58 Tonnen Munition befunden. Mehrere Mona-
te später gab es eine andere große Explosion in einem
nahegelegenen Lagergebäude mit 98 Tonnen Munition.

Vor diesem Hintergrund fahndet die tschechische Poli-
zeieinheit gegen organisiertes Verbrechen (NCOZ) zudem
nach zwei Russen. Ihre Pässe seien auf die Namen Alexan-
der Petrow und Ruslan Boschirow ausgestellt. Nach ihnen
wird auch wegen des Giftanschlags auf den ehemaligen
Doppelagenten Sergej Skripal 2018 in Großbritannien ge-
sucht. Auch bei ihnen handelt es sich mutmaßlich um
GRU-Agenten. Skripal und seine ebenfalls vergiftete Toch-
ter Julia überlebten den Anschlag, für den London Moskau
verantwortlich macht. afp
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Leitartikel
Guido Bohsem
zumWahljahr

D er Zerfall großer Volks-
parteien ist beileibe kein
neues Phänomen. Itali-
en, Frankreich und an-
dere Länder haben ge-
zeigt, wie sich diese

Sammelbecken unterschiedlichster
Interessen zerlegen und in die Bedeu-
tungslosigkeit verabschieden. Die
SPD hat es in Deutschland als erste
erwischt. Mit dem Abgang von Angela
Merkel droht der Union dasselbe
Schicksal – und die Nachlassverwalter
Armin Laschet und Markus Söder
sind offenbar gewillt, den Niedergang
durch ihr öffentlich aufgeführtes
Hickhack zu beschleunigen.

Es ist SPD-Kanzlerkandidat Olaf
Scholz, der schon seit Monaten genau
darauf hinweist, wie der Abgang der
ewigen Kanzlerin die politische Land-
schaft durchschütteln wird. Die SPD
profitiert zwar derzeit nicht von den
Kabalen der Union, doch das könnte
sich mit ein wenig Glück und einem
klugen Wahlkampf ändern. Die Grü-
nen, die an diesem Montag in bester
Eintracht ihre Führungsfigur präsen-
tieren werden, erscheinen als logi-
scher Profiteur der Stunde. Eintracht
und das richtige Thema funktionieren
in Wahlkämpfen immer sehr gut. Ob
es für das Kanzleramt reicht? Wer
weiß. Das hängt auch vom Wetter ab.
Falls es wieder einen langen, sehr hei-
ßen Sommer gibt, haben sie eine rea-
listische Chance.

Für die FDP zahlt sich der Kurs aus,
nicht alle von der Corona-Politik der
Regierung abweichende Positionen
der AfD zu überlassen, sondern sich
klar und präzise abzugrenzen, ohne
inhaltlich zu wackeln. Die AfD küm-
mert sich derweil zunehmend erfolg-
reich um den Rest der Corona-Skepti-
ker und um die notorisch Unzufriede-
nen. Für die Linken könnte es knapp
werden, muss aber nicht, wenn sozia-
le Schieflagen nach der Pandemie
stärker ins Blickfeld rücken.

Schwarz-Grün, Grün-Schwarz, Grü-
ne Ampel, Kenia, Ampel, Rot-Rot-
Grün – so ziemlich alle Kombinatio-
nen (die es in den Bundesländern üb-
rigens schon fast alle gibt) scheinen
möglich. Wie stark sich diese Dyna-
mik entfalten kann, hängt maßgeblich
vom Abschneiden der Union ab. Jeder
Prozentpunkt weniger für CDU und
CSU macht die anderen Kombinatio-
nen wahrscheinlicher. Doch das
scheint die Christlichen derzeit nicht
zu sorgen. Sie führen ungerührt die
dritte Fortsetzung des Dramas auf,
was denn nun wie nach Merkel kom-
men soll. Eine Fortsetzung des Kurses
mit anderem Gesicht oder der starke

Mann mit den klaren Worten und dem
autoritärem Zug. Dass der Übergang
nach der Ära Merkel so schwer wer-
den würde, stand außer Zweifel. Nie-
mand hätte aber damit gerechnet,
dass er Jahre dauern würde.

Selten zuvor war die politische
Landschaft so im Umbruch wie heute,
selten zuvor die politische Stabilität
so gefährdet. Das kann man beklagen
und auch begrüßen. Sicher, die Politik
wird unberechenbarer und wechsel-
hafter. Sie kann sich aber auch schnel-
ler von alten Gewissheiten verab-
schieden, die in den neuen Zeiten
nicht mehr gelten. Gerade weil das so
ist, kommt es letztlich immer mehr
darauf an, wer an der Spitze der Re-
gierung steht. Eine Lichtgestalt ist
nicht ausgeschlossen, möglich ist aber
auch ein Typ wie Donald Trump.

leitartikel@swp.de

Alles ist drin

Berlin. Eigentlich sollte am Wo-
chenende alles klar sein. So hat-
ten es CDU-Chef Armin Laschet
und CSU-Chef Markus Söder
selbst angekündigt, nachdem sie
vor einerWoche ihren Kampf um
die Kanzlerkandidatur der Union
auf die offene Bühne verlegt hat-
ten. Doch am Sonntagnachmittag
war noch immer keine Einigung
in Sicht, obwohl aus den verschie-
denen Lagern seit Freitagabend
unerschütterlich berichtet wurde,
die beiden seien in wahlweise
„guten“ oder „konstruktiven“ Ge-
sprächen.

Begleitet wurden diese Ge-
spräche von einer wachsenden
Zahl an Parteinahmen für den ei-
nen oder anderen, wobei auch
weiterhin galt, dass die Söder-Un-

terstützer vor allem auf die guten
Umfragewerte des Franken ver-
wiesen, das Laschet-Lager hinge-
gen auf die „Verlässlichkeit“ und
die „Politik der Mitte“ des Aache-
ners abhob. Gemeinsam war den
diversen Stellungnahmen die ein-
dringliche Forderung, sich rasch
zu entscheiden.

Der sächsische Ministerpräsi-
dent Michael Kretschmer etwa
sprach schon am Samstag davon,
dies müsse binnen „Stunden“ ge-
schehen. Zunehmend ungehalten
reagierten führende CDU-Politi-
ker auf das Vorgehen Söders, der
die Entscheidung der christdemo-
kratischen Spitzengremien als
Politik im „kleinen Hinterzim-
mer“ abgetan hatte. Die frühere
CDU-Chefin Annegret Kramp-

Karrenbauer kritisierte, wenn die
Legitimität von Parteigremien in
Frage gestellt werde, dann scha-
de das auch „den repräsentativen
Strukturen, die wir in der Bun-
desrepublik haben“. Der nord-
rhein-westfälische Europapoliti-
ker Dennis Radtke ließ sich sogar
mit der ultimativen Kampfansa-
ge an die CSU zitieren: Wenn Sö-
der „die Kanzlerkandidatur er-
zwingen will, wenn er die CDU
zerstören will, dann darf die
Gründung der CDU in Bayern
kein Tabu mehr sein“, sagte der
Vize des Arbeitnehmerflügels
CDA dem ZDF. Für Laschet plä-
dierte auch Friedrich Merz, der
sich in einer Kampfabstimmung
als Direktkandidat im Hochsau-
erland durchsetzte. Im Januar hat-
te er den Kampf um den Partei-
vorsitz gegen Laschet verloren.

Angesichts der Patt-Situation
wuchs der Druck, andere Gremi-
en in die Entscheidung einzube-
ziehen. Der Blick richtete sich da-
bei zunehmend auf die Bundes-
tagsfraktion, die bereits vergan-
genen Dienstag in einer
denkwürdigen Sitzung über die
K-Frage beraten hatte. Dabei hat-
ten sich die Debattenteilnehmer
mehrheitlich für Söder ausge-
sprochen. Die Unionsfraktion soll
sich ausnahmsweise bereits am
Montagvormittag zusammen-
schalten; Thema der Videokonfe-
renz ist allerdings das Infektions-
schutzgesetz. In diesem Format
wäre die Fraktion auch nicht
offiziell beschlussfähig. Die
nächste reguläre Sitzung ist am
Dienstag. Ellen Hasenkamp

Appelle, Kritik undDrohungen
imMachtkampfderUnion
Kanzlerkandidatur Markus Söder und Armin Laschet haben auch
amWochenende miteinander geredet, aber einigen konnten sie sich
offenbar nicht. Nun kommt womöglich wieder die Fraktion ins Spiel.
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Selten zuvor
war die politische

Landschaft so im
Umbruch, selten zuvor
die Stabilität so gefährdet.

Markus Söder
(links) und
Armin Laschet
sind sich wei-
terhin nicht
einig, wer
Kanzlerkandi-
dat der Union
werden soll.
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Berlin. FDP-Generalsekretär Vol-
ker Wissing warnt im Interview
vor pauschalen Lockdowns als
Allheilmittel in der Pandemie.

HerrWissing, ist es angesichts voll-
laufender Intensivstationen verant-
wortlich, das Gesetz zu verzögern?
VolkerWissing: Das Ansteigen der
Infektionszahlen und die Belas-
tung der Intensivstationen ist
eine ernstzunehmende Situation.
Umso wichtiger ist es, dass man
mit Maßnahmen reagiert, die
schnell, wirksam und verfas-
sungskonform sind. Das ist bei
dem Gesetzesentwurf nicht der
Fall. Unverantwortlich handelt
deswegen die Bundesregierung,
die ein solches Gesetz verab-
schieden will.

Was kritisieren Sie?
Beispielsweise die Ausgangssper-
ren, die auch von fachlicher Sei-
te angezweifelt werden. Men-
schen infizieren sich vor allem in
geschlossenen Räumen, nicht un-
ter freiem Himmel, sagen Virolo-
gen. Dass dann ausgerechnet flä-

chendeckende Ausgangssperren
die richtige Antwort auf das es-
kalierende Infektionsgeschehen
sein sollen, erschließt sich mir
nicht. Maßnahmen im Bildungs-
bereich wie Schulschließungen
sindmeinerMeinung nach außer-
dem im Bundesrat zustimmungs-
pflichtig.Wenn das Gesetz so ver-

abschiedet wird, werden wir des-
wegen eine Individualverfas-
sungsbeschwerde einreichen.

Wiewill die FDP dann eine Überlas-
tung der Kliniken verhindern?
Ich bin nicht der Meinung, dass
ein Lockdown nach dem anderen
die Pandemie bekämpfen wird,
sondern nur kontinuierlicher
Schutz mit mehr und schnelleren
Impfungen, Tests und Masken.

Dass die große Koalition jetzt
sagt, wir legen ausgerechnet der
Bundesregierung, die weder die
Beschaffung von Impfstoff, noch
die Verimpfung und auch nicht
die Beschaffung der Tests gut or-
ganisiert hat, auch noch den Rest
der Krisenbewältigung in die
Hand – meine Logik ist das nicht.

Das Problem ist doch, dass viele
Länder auf Öffnungen setzen.
Ist das wirklich das Problem?Wir
haben in Rheinland-Pfalz die Au-
ßengastronomie geöffnet, ich
glaube nicht, dass dadurch das In-
fektionsgeschehen eskaliert ist.
Das Problem sind Kontakte in ge-
schlossenen Räumen. Deswegen
müssen wir an die Eigenverant-
wortung der Menschen appellie-
ren, sich nicht zuhause zu treffen
und wenn doch, dann nur mit
Test. Stattdessen wird ihnen vor-
gemacht: Jetzt noch ein Lock-
down, dann ist es vorbei. Ist es
nicht. Es wird auch danach noch
hohe Infektionszahlen geben.Wir
wissen nicht, welche Mutationen
es geben wird. Igor Steinle

„UnverantwortlichesHandeln“
Infektionsschutzgesetz Die FDPwill in Karlsruhe gegen die Bundes-
Notbremse klagen. Ausgangssperren seien verfassungswidrig.

Tschechien
18 Russen unter
Spionageverdacht
Prag.Tschechien weist wegen der
mutmaßlichen VerwicklungMos-
kaus in die Explosion eines Mu-
nitionslagers 18 russische Diplo-
maten aus. Die Mitarbeiter der
Prager Botschaft seien vom tsche-
chischen Geheimdienst als Agen-
ten der russischen Dienste SWR
und GRU enttarnt worden, sagte
Interims-Außenminister Jan Ha-
macek am Samstag. Sie müssten
Tschechien binnen 48 Stunden
verlassen. Die Explosion fand
2014 statt. afp
Stichwort

Klimaschutz
USAund China
imGleichklang
Washington. Die USA und China
wollen gemeinsam gegen das
drängende Problem des Klima-
wandels vorgehen. Das erklärten
der US-Klimabeauftragte John
Kerry und sein chinesischer
Amtskollege Xie Zhenhua am
Samstag in Shanghai. Sie beton-
ten, dass die Klimakrise mit der
„gebotenen Ernsthaftigkeit und
Dringlichkeit angegangen werden
muss“. Kerry ist das erste Mit-
glied der Regierung von US-Prä-
sident Joe Biden, das China be-
suchte. afp

FDP-General-
sekretär Volker
Wissing.
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